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Vereinigungsbeschluss zwischen den politischen 
Gemeinden <bisherigeGemeinde1>
 und <bisherigeGemeinde2>

Gestützt auf Art. 4 Abs. 1 des Gemeindevereinigungsgesetzes vom 17. April 2007
 vereinbaren die Räte
der politischen Gemeinde <bisherigeGemeinde1>,
vertreten durch den Gemeinderat und dieser durch Gemeindepräsident/Gemeindepräsidentin ................................................... und Ratsschreiber/Ratschreiberin .................................,

und
der politischen Gemeinde <bisherigeGemeinde2>,
vertreten durch den Gemeinderat und dieser durch Gemeindepräsident/Gemeindepräsidentin ................................................... und Ratsschreiber/Ratschreiberin ...................................,
folgenden Vereinigungsbeschluss:
I.
Ausgangslage

Am ………
 stimmten die Stimmberechtigten der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2> in einer Grundsatzabstimmung der Einleitung des Vereinigungsverfahrens zu.
II.
Vertragsinhalt
1.
Vereinigung
Die politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2> vereinigen sich mit Wirkung ab ……
 zur politischen Gemeinde <neueGemeinde>
.
2.
organisationsform

Die politische Gemeinde <neueGemeinde> organisiert sich als Gemeinde mit Bürgerversammlung
.

3.
Wappen
Die politische Gemeinde <neueGemeinde> führt ein Wappen
 gemäss Anhang.
4.
Vollzug hängiger Beschlüsse

Der Rat der politische Gemeinde <neueGemeinde> vollzieht die hängigen Beschlüsse der Bürgerschaften der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2>.
5.
Konstituierungsrat

Der Konstituierungsrat besteht aus ……
 Mitgliedern. Er setzt sich aus je ……
 Mitgliedern der Räte der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2> zusammen.
Der Konstituierungsrat legt der Bürgerschaft der politischen Gemeinde <neueGemeinde> die Gemeindeordnung und den Voranschlag für das erste Rechnungsjahr vor.
Er führt die Wahl von Rat und Geschäftsprüfungskommission der politischen Gemeinde <neueGemeinde> durch.
An die Stelle des Konstituierungsrates tritt nach erfolgter Wahl der Rat der politischen Gemeinde <neueGemeinde>.
6.
Rechtsnachfolge
Die politische Gemeinde <neueGemeinde> ist Rechtsnachfolgerin der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2>.
Aktiven und Passiven der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde1> einschliesslich Grundstücke, beschränkte dingliche Rechte sowie vor- und angemerkte Rechtsverhältnisse, gehen mit Wirkung ab ……
 auf die politische Gemeinde <neueGemeinde> über.
7.
Überführung von Verwaltungsstellen, unselbständigen öffentlich-rechtlichen Unternehmen und Personal

Die politische Gemeinde <neueGemeinde> führt in ……
 das Bauamt, das Steueramt sowie das Grundbuchamt
 und in ……
 das Betreibungsamt und das Sozialamt
.
Die politische Gemeinde <neueGemeinde> führt als unselbständige öffentlich-rechtliche Unternehmen:
-

-




Das Personal der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2> tritt in den Dienst der politischen Gemeinde <neueGemeinde>.
8.
Rechtsetzung

Die Bürgerschaft der politischen Gemeinde <neueGemeinde> beschliesst an der konstituierenden Bürgerversammlung die Gemeindeordnung.
Reglemente und Vereinbarungen der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2> werden in den bisherigen Gemeindegebieten bis zum Vollzugsbeginn neuer Reglemente angewendet.    

Reglemente und Vereinbarungen, welche zwischen dem Vereinigungsbeschluss und dem Vollzugsbeginn der Vereinigung erlassen werden, bedürfen der Zustimmung der Räte der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2>.     

9.
Finanzielles

Die politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2> verpflichten sich, die Führung des Gemeindehaushalts bis zur Vereinigung ausschliesslich an der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben zu orientieren. Ausgaben von grösserer finanzieller Tragweite sind den Räten der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2> vor Beschlussfassung zur Kenntnis zu bringen.    

Die Bürgerschaft der politischen Gemeinde <neueGemeinde> beschliesst über die Jahresrechnungen 20..
 der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2> bis spätestens ……
.
Sie erlässt den Voranschlag 20..
 sowie den Steuerfuss der politischen Gemeinde <neueGemeinde> bis spätestens ……
.
10.
Vollzugsbeginn
Der Vereinigungsbeschluss wird mit Annahme durch die Bürgerschaften der politischen Gemeinden <bisherigeGemeinde1> und <bisherigeGemeinde2> sowie Genehmigung durch das Departement des Innern
 rechtsgültig.
……

Gemeinderat der politischen Gemeinde <bisherigeGemeinde1> 

Der/die Gemeindepräsident/-in: 
Der/die Ratsschreiber/-in:

_____________________________
_____________________________

……

Gemeinderat der politischen Gemeinde <bisherigeGemeinde2> 

Der/die Gemeindepräsident/-in: 
Der/die Ratsschreiber/-in:

______________________________
_____________________________
Von der Bürgerschaft der politischen Gemeinde <bisherigeGemeinde1> beschlossen am:

Von der Bürgerschaft der politischen Gemeinde <bisherigeGemeinde2> beschlossen am:
Vom Departement des Innern des Kantons St.Gallen genehmigt
 am:
Departement des Innern
Der Vorsteher:

Martin Klöti
Regierungsrat
Anhang:

Wappen der politischen Gemeinde ……
.
�	sGS 





�Name der bisherigen Gemeinde 1 (mittels "Suchen/ Ersetzen" im ganzen Text anpassen).


�Name der bisherigen Gemeinde 2 (mittels "Suchen/ Ersetzen" im ganzen Text anpassen).


�Umfasst die Vorgeschichte der Vereinigung.


�Datum der Beschlussfassung.


�Zeitpunkt (Art. 5 Bst. b GvG).


�Name der neuen Gemeinde (mittels "Suchen/Ersetzen" im ganzen Text anpassen).


�Art. 5 Bst. a, Art. 8 Bst. d Ziff. 1 und Art. 9 GvG.


�Art. 5 Bst. a GvG. 


�Art. 5 Bst. c GvG.


�Ziff. 5 Abs. 2 und 3 des Vereinigungsbeschlusses sind eine Wiederholung von Art. 8 Bst. d und e GvG und dienen der Information.


�Nach Art. 7 Abs. 1 erster Satz GvG ist die Mitgliederzahl zwingend festzulegen.


�Anzahl festlegen.


�Zeitpunkt (Art. 11 Abs. 2 GvG).


�Art. 5 Bst. d GvG.


�Sofern Verwaltungsstellen nicht am selben Standort geführt werden, Name des Standortes einfügen.


�Aufzählung nicht abschliessend.


�Verwaltungsstellen nicht am selben Standort geführt werden, Name des Standortes einfügen.


�Aufzählung nicht abschliessend.


�Optional, sofern überhaupt vorhanden; Ausführungen zu Gemeindeunternehmen vgl. Art. 127 ff. GG. Falls Gemeindeunternehmen in der Gemeindeordnung nicht bezeichnet werden, handelt es sich um Verwaltungszweige der Gemeinde.


�Art. 9 Abs. 2 und Art. 15 GvG.


�Zur Anpassung von Reglementen und Vereinbarungen vgl. Art. 15 Abs. 2 und 3 GvG.


�Ziff. 8 Abs. 3 des Vereinigungsbeschlusses ist optional.


�Ziff. 9 Abs. 2 des Vereinigungsbeschlusses ist optional. Ergänzende Regelung zur Beschlussfassung über die Jahresrechnungen der beteiligten Gemeinden (Art. 5 GvG).


�Finanzpolitik der beteiligten Gemeinden darf den Zielen nach Art. 17 GvG nicht entgegenstehen.


�Jahresrechnung vor der Vereinigung.


�Datum einfügen: 15. April oder 15. Juni (vgl. Art. 28 GG).


�Erstes Rechnungsjahr.


�Datum ergänzen: Beschlussfassung hat vor der Vereinigung stattzufinden.


�Art. 22 Bst. cbis GeschR.


�Ort und Datum einfügen.


�Ort und Datum einfügen.


�Art. 6 GvG.


�Wappen mit Beschreibung einfügen.


�Name der vereinigten Gemeinde einfügen.
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